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Kriminalitätsvermeidung durch Erziehung? Die Konstitution von Jugend­
kriminalität um 1800
Bernd Dollinger, Kira Keßler, Michael Rocher

Im Jahr 1923 trat das Jugendgerichtsgesetz (JGG) in Kraft. Die Entstehung des Gesetzes kann jedoch ohne einen Blick auf die vorausgehenden 
Entwicklungen und Debatten nicht umfassend verstanden werden. Der vorliegende Beitrag eruiert daher, inwiefern die Kriminalität junger 
Menschen um 1800, in der sog. Sattelzeit, als gesellschaftliches und politisches Problem in Preußen wahrgenommen und diskutiert wurde. Im 
Ergebnis zeigt sich, dass in diesem Zeitraum einschlägige Debatten geführt, grundlegende Problematiken aufgezeigt und bedeutsame Refor-
men realisiert wurden. Insbesondere wurde – mit allen Ambivalenzen, die dies bis heute mit sich bringt – Erziehung ein zentraler Fokus in der 
Auseinandersetzung mit der Kriminalität junger Menschen. 

Keywords: Jugendkriminalität, Sattelzeit, Policeyordnungen, Preußen, Erziehung

dert berichtet, war Jugendlichkeit vor Gericht ein Argument, um in 
Supplikationen, d. h. Bittschriften, eine Vermeidung oder Vermin-
derung formeller Sanktionen zu erreichen.5 Eine Institutionalisie-
rung der Kontrolle spezifisch jugendlicher Delinquenz, die in der 
Folgezeit internationale Nachahmung fand, kann gleichfalls für 
das späte 16. Jahrhundert veranschlagt werden, als in Amsterdam 
versucht wurde, jugendliche Delinquente beiderlei Geschlechts in 
geeigneten Anstalten vorrangig zu und durch Arbeit zu erziehen.6

Es ist demnach keine historische Besonderheit, wenn junge Men-
schen in Verbindung mit Kriminalität erhöhte Aufmerksamkeit er-
fahren. Dennoch ergab sich im Verlauf des 18. Jahrhunderts eine 
spezifische Situation, die Bernard und Kurlychek7 dahingehend 
zusammenfassen, dass „juvenile delinquency as a modern phe-
nomenon emerged in Western Europe and America around the 

1.	 Vorbemerkungen 

In diesem Jahr wird das 100-jährige Jubiläum des Jugendgerichts-
gesetzes begangen. Was sich mit dem Gesetz und seiner Rezeption 
u. a. bis heute verbindet, ist die Wahrnehmung von Ambivalenzen 
wie etwa des Verhältnisses von Strafe und Erziehung, von Eingrif-
fen in die Persönlichkeit junger Menschen versus rechtsstaatlicher 
Begrenzungen derartigen Handelns und nicht zuletzt die oftmals 
kontrovers diskutierte Frage, was Erziehung im Umgang mit Delin-
quenz bedeuten kann. Mit unserem Beitrag möchten wir aufzei-
gen, dass derartige wichtige Fragen bereits längerfristig diskutiert 
wurden. Insbesondere ist die Zeit um 1800 – die die Geschichts-
wissenschaft teilweise als bedeutsame Übergangsphase zwischen 
früher Neuzeit und Moderne als sog. „Sattelzeit“ bezeichnet1 – in 
Rechnung zu stellen. In dieser Zeit wurde nicht nur eine ,moder-
ne‘ Form von Kriminalpolitik ausdifferenziert, sondern es wurden 
Punkte wie die genannten diskutiert, da bereits zu dieser Zeit Ju-
gendkriminalität ein wichtiges öffentliches und politisches Thema 
wurde.2 

Einleitend ist allerdings darauf hinzuweisen, dass historische Pe-
riodisierungen und Anfangskonstruktionen stets herausfordernd 
sind. Oftmals lassen sich Vorläufer und langfristige Entwicklungen 
herausarbeiten, wo zunächst von scheinbar eindeutigen Zäsuren 
und Transformationen ausgegangen wird. Dies gilt auch, wenn die 
Sattelzeit als wichtige Schwelle der Konstitution von Jugendkrimi-
nalität beschrieben werden soll, denn Normverletzungen junger 
Menschen waren bereits wesentlich länger ein öffentliches Thema: 
Diskreditierungen des Verhaltens junger Menschen reichen bis in 
die Zeit vor der griechischen und römischen Antike zurück und 
dauern bis heute; trotz aller gesellschaftlichen und institutionellen 
Veränderungen zeigen sich bei Klagen über jugendliches Fehlver-
halten „formidably ageless continuities“.3 Sowohl in der Stadt der 
Frühen Neuzeit wie auch auf dem Land war etwa Gewalt junger 
Menschen ein Fokus besonderer Maßnahmen informeller und for-
meller sozialer Kontrolle.4 Allerdings galt dies nicht nur im Sinne 
einer Skandalisierung, sondern junges Alter war auch ein plausib-
ler Entschuldigungsgrund. Wie Saito in seiner Studie zum Umgang 
mit Jugendgewalt in Leipzig im späten 16. und frühen 17. Jahrhun-

*	� Der Beitrag geht auf einen Vortrag bei einem DVJJ-Workshop zum Erziehungs-
gedanken am 18.03.2022 zurück. Er hat von den dortigen Diskussionen ebenso 
wie von den Hinweisen im Begutachtungsprozess in dankenswerter Weise 
profitiert.    

1	� Wir übernehmen den Terminus in freier Form von Koselleck (1972, S. XV) als 
Hinweis auf um 1800 genutzte Begriffe, die zwar eine meist längere Geschichte 
aufweisen, „die aber auch unmittelbar verständlich zu sein scheinen. Begriff-
lichkeit und Begreifbarkeit fallen seitdem für uns zusammen.“

2	� Das Projekt, in dessen Rahmen die folgenden Ausführungen erarbeitet 
wurden, wird gefördert durch die Deutsche Forschungsgemeinschaft (DFG), 
Projektnummer 449820027.  

3	� Pearson, 1983, S. 222.
4	� Saito, 2018; Schindler, 1996.
5	� Saito, 2018, S. 407 f.
6	� Holzschuh, 1957, S. 94 f. Auch auf abstrakter Ebene wurde Erziehung in diesem 

Zeitraum als Strafmaßnahme postuliert. Beeinflusst durch Calvin stellt Hugo 
Grotius (1583–1645), so Schmoeckel (2008, S. 47 f.), „die Strafe ganz allgemein 
als Mittel der Erziehung dar und parallelisiert den Magistrat mit den Eltern; 
beide müssten mit Strafen ihre Autorität sicherstellen und die Unterworfenen 
erziehen. […] Der Mensch dürfe sich nicht an fremdem Schmerz weiden, son-
dern müsse dem Nächsten nutzen. Die Strafe bezwecke daher die Ermahnung, 
Züchtigung, Ermunterung und allgemein die Besserung des Sünders.“ Wie 
dieses Beispiel zeigt, war Erziehung frühzeitig eine bedeutsame Zielsetzung 
von Strafen; eine Trennung von religiösen und säkulären Strafbegründungen 
ist diesbezüglich bedeutsam, allerdings ist eher von fließenden Grenzen und 
Vermischungen anstelle einer eindeutigen Differenz auszugehen (s. a. Schauz, 
2008, S. 107).

7	 Bernard & Kurlychek, 2010, S. 39.

F A C H B E I T R Ä G E
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year 1800“.8 Als Ursachen geben sie insbesondere gesellschaft-
liche Transformationen wie Urbanisierung und Industrialisierung 
an, aber auch, mit ihnen verwoben, das verstärkte Auftreten und 
die Problematisierung von v.  a. Eigentumsdelikten durch junge 
Menschen unterer Schichten. Jugend und Jugenddelikte seien in 
diesem Kontext neu interpretiert und die Idee von „juvenile delin-
quency“ etabliert worden. Vorsichtiger argumentiert Muncie,9 der 
auf historisch langdauernde Problematisierungen jugendlichen 
Fehlverhaltens verweist, aber mit dem Aufkommen besonderer 
Institutionen und Regulierungen den Anfang des 19. Jahrhunderts 
dennoch als zentralen Zeitraum identifiziert, in dem Jugendkri-
minalität ein Verständnis gewonnen habe, das bis in die Gegen-
wart vertraut erscheint.10 Vorrangig wichtig gewesen sei hierfür, so 
Shore,11 eine besondere Besorgtheit, da Normverletzungen Ju-
gendlicher zu Beginn des 19. Jahrhunderts anders als zuvor inter-
pretiert worden seien. Am Beispiel Londons geht sie von einer Kon-
solidierung von Jugendkriminalität um 1800 aus, dies vorrangig als 
diskursive Aufmerksamkeit und politische Zuschreibung, die, wie 
sie auch aus Sicht der Jugendlichen selbst rekonstruiert, mit dem 
Leben der jungen Menschen an sich wenig gemeinsam hatten. 

Diese Analysen illustrieren, welche große Relevanz der Zeit um 
1800 im englischsprachigen Raum für die Herausbildung des 
gegenwärtigen Verständnisses von Jugendkriminalität attestiert 
wird.12 Für den deutschsprachigen Raum besteht im Vergleich 
dazu Forschungsbedarf. Zwar wurde in der historischen Krimi
nalitätsforschung die Zeit um 1800 wiederholt als entscheidende 
Transformation in Richtung eines ,modernen‘ Verständnisses von 
Kriminalität sowie der Etablierung einer staatlichen Kriminalpolitik 
bekräftigt.13 Allerdings wird dies kaum auf Jugendliche bzw. das 
Konzept der Jugendkriminalität bezogen, obschon zu konstatieren 
ist, dass seit Ende des 18. Jahrhunderts als Reaktionen auf Krimi
nalität relativ umfangreich Fragen der Erziehung, der Beeinfluss-
barkeit und der Besserung von Jugend diskutiert worden waren 
und sich Jugendkriminalität im Sinne „eines eigenständigen Feldes 
von Wahrnehmungen und Aktivitäten“ etablierte.14 Jedoch fehlt 
es im Vergleich zu englischsprachigen Analysen an einer näheren 
Auseinandersetzung, so dass der Zeitraum um 1900, schließlich 
mit der Etablierung des JGG, unterstrichen wird, die vorausgehen-
den Diskurse und Praktiken allerdings aus dem Blick geraten.15

Von einer entscheidenden Transformation um 1800 zu sprechen, 
macht allerdings Vorbemerkungen notwendig. Härter16 unter-
streicht die Relevanz dieses Zeitraums, indem er einerseits konsta-
tiert, dass die Forschung für diesen Zeitraum „überwiegend einen 
einschneidenden Wandel [konstatiert; d. A.], der vereinfachend zu-
gespitzt dadurch gekennzeichnet war, dass das in der Vormoder-
ne dominierende Theater der blutigen peinlichen Strafen durch 
die rationalen auf die Disziplinierung des Individuums zielenden 
Zuchthausstrafen abgelöst worden sei; dass an die Stelle primär 
religiöser eine neue rationale Begründung des Strafrechts bzw. 
entsprechende Strafzwecke traten; und dass die Strafzwecke Ra-
che und Vergeltung durch die General- und vor allem Spezialprä-
vention abgelöst worden seien.“ Dies allerdings, so Härter weiter, 
sei letztlich zu pointiert, denn der Wandel sei vielschichtig, kom-
plex und kontingent gewesen. So lassen sich ,moderne‘ Straf-
praktiken und -begründungen früher nachweisen, während ,äl-
tere‘ fortdauerten. Der Wandel verweist auf einen konflikthaften 
Prozess, in dessen Verlauf die Herausbildung eines zunehmend 
auf den Staat bezogenen, aufklärerischen und instrumentellen 
Strafens gleichsam mühevoll in Auseinandersetzungen auf ver-

  8	� Der springende Punkt ist offenkundig die Frage, was „modern“ bedeutet. Dies 
mit Modernisierungsprozessen zu assoziieren, tendiert in die Nähe eines Zirkel-
schlusses, und entsprechend vorsichtig sollte mit derart ,großen‘ Erklärungen 
verfahren werden.

  9	 Muncie, 2021, S. 63.
10	� Zu entsprechenden Reformen und Institutionen am Beispiel Englands um 1800 

Horn, 2010, S. 9 ff.
11	 Shore, 2002, S. 1.
12	� Zuschreibungen wie die, Jugendkriminalität sei zu einem bestimmten Zeit-

punkt der Geschichte ,erfunden‘ worden, sollten zurückhaltend gehand-
habt werden. Es ist Shore und Cox (2002, S. 6) zuzustimmen, die festhalten, 
Delinquenz sei immer wieder neu konzipiert worden, je nach vorherrschenden 
Umständen („framed as ‚new‘ in different ways at different times in different 
settings“; hierzu auch Griffiths, 2002). 

13	 Etwa Kleinheyer, 1980; Ludi, 1999; Naucke, 2000; Vormbaum, 2019.
14	 Schwerhoff, 2011, S. 29.
15	� Dies ist auch insofern zu bedenken, als grundlegende kriminalpolitische 

Reformen nicht selten international geprägt sind. Dies war der Fall bspw. im 
Kontext von Debatten zum JGG, und auch für die Zeit um 1800 ist von einer 
international ausgestalteten Reformbewegung auszugehen (z. B. Nutz, 2001). 
Um 1800 wurden Themen und Besorgnisse bezüglich Kriminalität ebenso 
wie einschlägige Reformmodelle international diskutiert und verbreitet. 
Prominente Namen wie Cesare Beccaria oder John Howard bezeugen dies 
auf prototypische Weise (Küpfer, 1968; Nutz, 2001). Naucke (2002, S. 440) 
bezeichnet Beccarias „Dei delitti e delle pene“ als „ein europäisches Buch par 
excellence“ und verweist auf entsprechende internationale Reformen der 
Kriminalpolitik. Wenn etwa in London breit über einen „alarming increase of 
juvenile delinquency in the metropolis” – so der Titel eines Reports aus dem 
Jahr 1816 – reflektiert wurde und vor- und nachher Vereine gegründet und 
Reformen implementiert wurden, die Abhilfe schaffen sollten (Horn, 2010), so 
blieb dies nicht ohne Resonanz in anderen europäischen Ländern und Städten. 
Der Hinweis aus dem Preußischen Kultusministerium im Jahr 1825, es komme 
in Preußischen Provinzen „leider häufig der Fall vor, daß große Verbrechen von 
Personen verübt werden, die noch im frühen jugendlichen Alter stehen“ (zit. in 
Neigebaur, 1834, S. 99), erinnert nicht unmerklich an die Londoner Debatte.

16	 �Härter, 2008, S. 215.
17	 �Beispielsweise hielt Dalberg (1792, S. 118) in seinem Entwurf eines Kriminal-

gesetzes als „allgemein anerkannte Wahrheit“ fest, „daß die Jugend überhaupt 
biegsamer, und einer Besserung fähiger sey“ als andere Altersklassen. Die 
Besonderheit von Jugend war demnach schon länger bekannt, wurde aber um 
1800 zu einem wichtigen Thema.

18	 �Kleinheyer, 1980, S. 236.
19	 �Dollinger, 2021.

schiedenen Ebenen, von lokal jeweils spezifischen Praktiken bis 
hin zu abstrakten straftheoretischen Diskursen, vollzogen wurde. 
Diese Auseinandersetzungen auf verschiedenen Ebenen können 
im Folgenden nur punktuell wiedergegeben werden, allerdings 
erscheint dies lohnenswert, um im deutschsprachigen Raum bis-
lang zu wenig beachtete Zusammenhänge in Erinnerung zu rufen.

2.	 Jugendliche Normverletzungen im Ausgang der „Policey“

Die folgende Darstellung ist von der Annahme geprägt, dass sich 
etwa um 1800 bzw. zu Beginn des 19. Jahrhunderts ein Verständ-
nis von Jugendkriminalität herausbildete, das bis in die Gegenwart 
einflussreich geblieben ist. Wie bereits beschrieben gab es zwar 
Vorläufer und die Entwicklung verlief nicht konfliktfrei, sie gewann 
um 1800 allerdings eine besondere Prägung, in der die Formbar-
keit von Delinquent*innen zu einem zentralen Ansatzpunkt staat-
licher Kriminalpolitik mutierte.17 Es wurde ein Verständnis von De-
linquenz als ein staatlich zu bearbeitendes Problem etabliert, das 
nicht nur rational begründete und zielorientiert einzulösende Maß-
nahmen erforderte, sondern auch Schutzrechte für Angeschuldig-
te bzw. Angeklagte einzuhalten nötig machte, die den Status eines 
„Rechtssubjekts“ erhielten.18 Delinquenz wurde als eine Erschei-
nung verstanden, die in besonderer Weise mit dem Subjektstatus 
eines*einer Täters*Täterin assoziiert war. Täter*innen hatten gegen 
Ende des 18. Jhd. Biografien erhalten, d. h. Normverletzungen 
wurden auf der Folie ihrer sozial geprägten, individuellen Lebens-
geschichte interpretiert.19 Schwerwiegende Taten konnten eine 
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20	 �Kury, 2007, S. 59 ff.
21	 �Zur wichtigen Rolle von Fallgeschichten und Diskursen in Zeitschriften um 

1800 in dieser Hinsicht Düwell, 2019.
22	 �Voltaire, 1788, S. 208.
23	 �Dülmen, 1991; Ludi, 1999.
24	 �Dollinger, Keßler et al., 2022.
25	 �Härter, 2016.
26	 �Globig & Huster, 1783, S. 21.
27	 �Ludi (1999, S. 173) attestiert Globig und Huster, einen „Mittelweg zwischen 

repressiver und liberaler Kriminalpolitik“ eingeschlagen zu haben, indem sie 
in ihren Vorschlägen zur Strafrechtsreform sowohl Schutzrechte für das ange-
klagte bzw. verurteilte Individuum wie auch eine weitgehend paternalistisch-
präventive Kriminalpolitik propagierten. Dies macht ihre Position für Analysen 
besonders erkenntnisreich.

28	 �Globig & Huster, 1783, S. 21.
29	 �Globig & Huster, 1783, S. 12.
30	 �Ein wichtiges Beispiel gab der Aufklärer Hommel (1778, S. V) in der Vorrede 

einer Beccaria-Übersetzung: Ein Gesetzgeber, der Kleinigkeiten regulierte und 
verbot, verwechselte „Mensch, Bürger und Christ“ und erweise sich als „Müken-
fänger, welcher die Unterthanen in Schulknaben verwandeln will“. Die Policey, 
so führte er aus, ziele auf zu viele Kleinigkeiten und sei von Vorurteilen geprägt. 
Wichtiger als äußere Regelungen und Sanktionen, so wendete er Beccaria in 
spezialpräventiver Hinsicht, sei eine Art von Erziehung, die zu richtigem und 
vorurteilsfreiem Verhalten aus innerem Antrieb und Einsicht verhelfe.

plausible Erklärung in einer langfristigen Entwicklung des*der 
Einzelnen finden, die möglicherweise mit unscheinbaren, kleinen 
Ungerechtigkeiten gegen einen jungen Menschen begonnen 
hatte. In diesem Sinne wird der Beginn einer wissenschaftlichen 
Kriminologie mitunter auf das Ende des 18. Jahrhunderts gelegt, 
als intendiert wurde, die biografisch geformte, psychische Struk-
tur von Tätern*Täterinnen zu erschließen.20 Es wurden Fragen der 
Sozialisation, der biografischen Entwicklung und der individuellen 
psychischen Verfasstheit aufgeworfen, von deren Analyse man 
sich versprach, die Genese von Kriminalität verstehen und geeig-
nete Reaktionen auf sie durchführen zu können.21

Gleichzeitig wurde kontrovers diskutiert, ob und wieweit staatli-
che Institutionen des Strafens in diese Struktur eingreifen sollten 
und durften. Entscheidende Impulse für kriminalpolitische Refor-
men gingen von liberalen, aufklärerischen Positionen aus, die ein 
Zurückdrängen der nun als brutal und veraltet deklarierten Straf-
praxis anprangerten. Voltaire22 sprach in einem Kommentar zu 
Beccarias „Dei delitti e delle pene“ von einem „Rückstand der Bar-
barey, welcher noch immer in der Gerichtsverfassung so vieler Völ-
ker vorhanden ist“, und er gab seiner Hoffnung Ausdruck, dass die-
ser Rückstand mit Prinzipien, wie sie Beccarias Reformprogramm 
enthielt, überwunden werden konnte. An Delikten wie bspw. dem 
Kindsmord wurde, auch von Voltaire, ausgiebig erörtert, dass die 
tradierte Bestrafung der Mütter mit dem Tod ungerecht und viel zu 
hart war, da ihre individuelle Notlage und die Mitverantwortung 
ihres Umfeldes – vom Kindsvater bin hin zum Gesetzgeber mit zu 
drastischen Strafen und restriktiven Ehegesetzen – nicht bedacht 
wurden und eine überforderte Mutter somit zum Opfer diskrimi-
nierender Umstände wurde. Strafen sollten nicht länger übermä-
ßig hart und sozial ungerecht, sondern von konkretem Nutzen 
sein, indem sie Kriminalität reduzierten.23 Nicht Vergeltung, son-
dern wirksame Strafen waren eine essenzielle Forderung der Re-
former.

Mit dieser Zielsetzung wurde die bis dahin praktizierte Kontrol-
le und Sanktionierung von Kriminalität nicht nur als veraltet und 
barbarisch qualifiziert, sondern zudem als ineffektiv. Ein wichtiges 
Objekt dieser Kritik war die preußische Gesetzgebung mit ihren 
zahlreichen Regelungen und Ordnungen der so genannten ,guten 
Policey‘, die noch um 1800 als zentrales Instrument der Verhaltens-
steuerung eingesetzt wurde.24 Die Ordnungen regelten letztlich 
alle Bereiche des Lebens; sie suchten Normierungen im Alltag der 
Menschen und Institutionen zu befestigen, um die soziale und 
politische Ordnung im Sinne der Obrigkeit, aber auch der mit ihr 
interagierenden Untertanen, vor Gefahren zu schützen.25 Dieser 
durch die Policey-Ordnungen realisierten Form von Kontrolle wur-
de nun entgegengehalten, dass sie Kriminalität und weitere Norm-
verstöße nicht reduzierte, sondern vermehrte. So symbolisierte die 
Policey nutzlose und zu weitreichende und damit illegitime Ein-
griffe in die Individualität der Menschen; sie mache, so Globig und 
Huster,26 „die Unterthanan zu Sclaven“.27 Globig und Huster unter-
schieden die auf das moralische Zusammenleben abstellende Po-
licey vom „Criminal-Gericht“, das eigentliche Verbrechen verfolgte 
und sanktionierte. Die Policey blieb für sie wichtig als moralische 
und verhaltenssteuernde Einrichtung, sie tendierte aber zu einer 
präventiven Überregulierung, „welche den Bürger zur Maschine 
machen will“.28 Deutlich effektiver war es für die Autoren hingegen, 
im Dienste der Förderung von Moral und Kriminalitätsvermeidung 
auf Erziehung zu setzen: „Die Erziehung ist gewiß das beste Mittel 
die Sitten eines Volks zu bessern, so wie sie die Hauptursache der 

Verschlimmerung derselben ist. Es ist zu bekannt, wie sehr die in 
der Jugend gleichsam mit der Muttermilch eingesogenen Grund-
sätze, auch im spätesten Alter ankleben, wie mächtig das Beispiel 
auf Kinder würkt, wo die Vernunft noch nicht würken kann“.29 Er-
ziehung war zwar nicht das einzige Mittel zur Besserung und Kri-
minalitätsverhinderung; aber sie war ein zentraler Ansatzpunkt 
der Kriminalreform und Verbrechensprävention,30 und sie war zu 
diesem Zeitpunkt ein vielfach zustimmungsfähiger Kompromiss 
(-versuch), um Achtung und Anerkennung für Individualität und 
zugleich die Wahrung staatlicher Schutzinteressen zu vermitteln. 

Anstelle umfassender Kontrollen und Regulierungen sollte man 
auf Kriminalität, so die Forderung der Reformer, vernünftig und 
zielorientiert reagieren, und dies auf eine Weise, die dem Individu-
um Freiraum und Eigenständigkeit beließ. Dies vergegenwärtigte 
der Fokus auf den*die Täter*in als „Rechtssubjekt“, der um 1800 
etabliert worden war. Die Abkehr von der umfassend regulieren-
den Policey sollte eine Restriktion staatlicher Kontrollmaßnahmen 
mit sich bringen; sie sollte durch eine breitenwirksame und nütz-
liche Form der Kriminalpolitik abgelöst werden. Obwohl damit die 
Biografie und die psychische Verfasstheit von Tätern*Täterinnen 
als entscheidende Angriffspunkte der Kriminalitätsverursachung 
und kontrolle identifiziert worden waren, konnte der Staat sie je-
doch nicht bzw. nicht ohne Weiteres zum Objekt seiner präventi-
ven und/oder reaktiven Maßnahmen im Kampf gegen Kriminalität 
machen, denn dies wäre nur eine Revitalisierung der Policey gewe-
sen, die es einzuschränken galt. Damit zeigt sich ein Spannungs-
verhältnis, das in den kriminalpolitischen und straftheoretischen 
Debatten um 1800 ausgiebig diskutiert wurde. Das Resultat waren 
bis in die Gegenwart relevante Vorschläge, um das Dilemma von 
Biografisierung und Rechtsstaatlichkeit bzw. Täter*innen- und Tat-
fokus zu bearbeiten.

3.	� Suchbewegungen und Lösungsversuche in Öffentlichkeit 
und Strafrechtstheorie

Die Rede von „Jugendkriminalität“ ist vergleichsweise vorausset-
zungsvoll. Es muss nicht nur ein besonderer Gegenstandsbereich 
der Kriminalität als Aufgabe staatlicher Politik abgegrenzt sein, 
sondern es muss in seinem Rahmen der Person eines*einer jungen 
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Täters*Täterin eine Spezifik beigemessen werden. Jugendkrimina-
lität wird in aller Regel mit Vorstellungen assoziiert, die auf eine 
Besserung bzw. Resozialisierung oder Erziehung der betreffen-
den Personen in präventiver Hinsicht abstellen.31 Um diese Punk-
te kreisten um 1800 zahlreiche Debatten, die hier nur angerissen 
werden können. Insbesondere war es um 1800 bzw. zu Beginn des 
19. Jahrhunderts fraglich, ob Strafen überhaupt moralisch bes-
sernd auf eine*n Täter*in einwirken sollten. Die ,gute Policey‘ mit 
ihrem extensiven Umfang und ihrem disziplinierenden Abzielen 
auf die Gesinnung der Untertanen stand drohend im Raum, zu-
mindest sofern Prinzipien der sich gerade etablierenden ,moder-
nen‘, liberalen Kriminalpolitik ernst genommen werden sollten. 

3.1  General- versus Spezialprävention

Diese Prinzipien führten folgerichtig dazu, dass spezialpräventivem 
Strafen und den Forderungen nach spezialpräventiver Wirksam-
keit zum Zwecke des Gesellschaftsschutzes, die den kriminalpoliti-
schen Diskurs der Zeit bestimmten, zunehmend mit Kritik begeg-
net wurde. Mit Paul Johann Anselm Feuerbach verbindet sich eine 
in dieser Hinsicht paradigmatische und einflussreiche Ausrichtung 
der Strafrechtstheorie am Prinzip der Generalprävention. In seinem 
Lehrbuch – gemäß Vormbaum32 „während der ersten Hälfte des 
19. Jahrhunderts das beherrschende Lehrbuch“ des Strafrechts – 
begründete Feuerbach,33 dass Strafen nicht zum Zwecke der Spe-
zialprävention zur Verhinderung künftiger Delikte angewandt wer-
den dürften, ferner keine „moralische Vergeltung“ waren, auch keine 
Abschreckung Einzelner durch die Zufügung von Leid und zudem 
keine „moralische Besserung“. Strafen hatten ihm zufolge das Ziel 
der Abschreckung potentieller Täter*innen durch eine Drohung, 
der zufolge die Begehung einer Tat von größeren negativen Fol-
gen als der erwartbare Nutzen durch die Tat begleitet sein würde. 
Feuerbach34 sprach von einem „psychologischen Zwang“, der zum 
Tragen käme, „wenn jeder weiß, daß auf seine That ein Uebel folgen 
werde, welches größer ist, als die Unlust, die aus dem nichtbefriedig-
ten Antrieb zur That entspringt.“ Eine auf eine Tat folgende Strafe 
bestätigte die rechtlich angedrohte Zufügung des Übels im Diens-
te des Schutzes der Bürger*innen durch den Staat. Feuerbach 
formulierte damit, in freier Anlehnung an Kant, eine rechtliche 
Legitimation des Strafens.35 Zur Anwendung sollte eine gesetzlich 
festgeschriebene, im Vorhinein bekannte Strafe kommen. Strafe 
wurde damit generalpräventiv und abschreckend konzipiert, um 
Rechtsverletzungen zu verhindern. Andere Zwecke wie die Bes-
serung einzelner Täter*innen erkannte Feuerbach tendenziell an; 
man sollte etwa verhindern, dass ein*e Inhaftierte*r im Gefängnis 
zu weiteren Taten prädisponiert werde. Aber derartiges verwies 
für ihn auf die Policey, nicht auf eigentliches Strafen. So konnten 
auf Vergehen folgende Maßnahmen durchaus mit der Intention 
der Züchtigung Einzelner durchgeführt werden, aber diese Poli-
ceymaßnahmen waren nicht mit Verbrechen im engeren Sinne 
des Wortes und den auf sie bezogenen Strafen zu verwechseln.36 
Moral und (Straf-)Recht waren geschieden; ein „Gesinnungsstraf-
recht“ wurde zurückgewiesen.37 Der – durchaus hart – strafende 
Staat sollte in seinem Wirkungskreis begrenzt werden, insbeson-
dere sollte er nicht den sittlich guten Menschen herbeiführen. Stra-
fen sollten sich konsequent an begangenen Taten ausrichten. Für 
die Frage nach Jugendkriminalität ist dies folgenschwer, da Nach-/
Erziehung oder Besserung in einem moralisch oder pädagogisch 
tragfähigen Sinne im Kernbereich des Strafrechts ausgeschlos-
sen sein sollten. Besserung fiel höchstens in die Zuständigkeit der 
Policey, nicht des Strafrechts.

In der Auseinandersetzung mit Feuerbach wurde, etwa durch 
Mittermaier in einer Kommentierung in einer Auflage von Feuer-
bachs Lehrbuch, näher diskutiert, dass Jugend ein besonderer 
Zustand der schrittweisen Erlangung von Mündigkeit darstell-
te und ein*e Richter*in im Zweifelsfall zu entscheiden habe „mit 
Rücksicht auf die Art des Verbrechens und die Individualität des 
Angeschuldigten“.38 Mittermaier empfahl bis zum 21. Lebensjahr 
mögliche Strafmilderungen bei jungen Tätern*Täterinnen und ver-
wies auf die Notwendigkeit, bis zum 18. Lebensjahr ggf. besondere 
„Rettungs- und Erziehungsanstalten für Die, deren Zurechnungs-
fähigkeit nicht anerkannt wird“, einzuführen, und ansonsten „Straf-
anstalten für die übrigen jugendlichen Verbrecher“ zu nutzen, 
wobei „dem jugendlichen Alter“ mit seinen Besonderheiten ent-
sprochen werden sollte.39 Feuerbachs Ansatz selbst jedoch impli-
zierte eine strikte Tatbindung mit einem entsprechenden Absehen 
von Spezifika einzelner Täter*innenpersönlichkeiten und eine 
Begründung des Rechts nur aus dem Recht, fundiert durch die 
Kriminalpolitik. Als Orientierung der Strafzumessung sollten die 
Tat und die mit ihr verbundene Gefährlichkeit für die Gesellschaft 
fungieren, nicht eine Milderung z. B. bei reduzierter Schuldhaftig-
keit, die eintritt, wenn eine (junge) Person durch äußere Umstände 
zu Kriminalität prädisponiert wird. Was dies für Fragen der Erzie-
hung bedeutete, schildert Schmidt: 

„Sind also etwa infolge mangelhafter Erziehung und der daraus ent-
standenen Lasterhaftigkeit und verbrecherischen Gewohnheit die gu-
ten Triebfedern so schwach, daß sich die bösen bei geringfügigstem 
Anreiz mühelos durchsetzen, so ist starke Gefährlichkeit gegeben und 
besonders schwere Strafe indiziert. Die Frage, ob und inwieweit der 
Täter für die mangelhafte Erziehung und ihre Folgen selbst verant-
wortlich ist, tritt nicht ins Blickfeld“.40 

Wenn jungen Tätern*Täterinnen attestiert wird, dass ihre Erzie-
hung bzw. Erziehungsdefizite für Delikte verantwortlich zeichnen, 
so ergibt sich aus dem Feuerbachschen Ansatz, dass sie indirekt 
auch für diese problembehaftete Erziehung bestraft werden, denn 
von individuellen oder sozialen Tathintergründen war abzusehen. 
Zwar konnten und sollten laut Feuerbach Menschen im Sinne des 
„psychologischen Zwangs“ durch Strafdrohungen kausal beein-
flusst werden. Aber als ,empirische‘ Individuen, die durch die Straf-
praxis in ihrer Persönlichkeit tangiert werden, zudem auch als Sub-
jekte, die biografisch und sozial geformt werden, wurden sie nicht 
verstanden. Es überrascht deshalb nicht, dass das von Feuerbach 
vorgelegte Bayerische Strafgesetzbuch von 1813 kritisiert wurde, 
„es enthalte zu starre und zu harte Strafdrohungen“.41

In Gegnerschaft zu Feuerbach wurden um 1800 alternative Straf-
begründungen diskutiert, welche spezialpräventive Maßnahmen 

31	 �Dollinger & Schabdach, 2013.
32	 �Vormbaum, 2019, S. 39.
33	 �Feuerbach, 1801, S. 19 f.
34	 �Feuerbach, 1801, S. 16.
35	 �Im Näheren Müller, 1984, S. 66 ff.; Naucke, 2000; Schmidt, 1995, S. 232 ff.;  

Vormbaum, 2019, S. 37 ff.
36	 �Feuerbach, 1801, S. 22 f.
37	 �Vormbaum, 2019, S. 41.
38	 �Mittermaier in Feuerbach, 1847, S. 194. Zu Einschränkungen der Strafbarkeit 

etwa aufgrund von jungem Alter oder „Raserey und Wahnsinn“ bei Feuerbach 
selbst vgl. Feuerbach, 1801, S. 75 f.

39	 �Mittermaier in Feuerbach, 1847, S. 194.
40	 �Schmidt, 1995, S, 246.
41	 �Naucke, 2000, S. 188.
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propagierten, damit aber auch andere Nachteile in Kauf zu neh-
men hatten.42 Stübel43 konzipierte Strafe als eine „moralische Prä-
vention“.44 Gestraft werde im Dienste der Rückfallvermeidung, 
nicht als bloße Reaktion auf eine Tat.45 Die Freiheit zu handeln war 
die Grundlage für die Strafbarkeit; in einer Tat artikulierten sich die 
Gesinnung eines*einer Täters*Täterin und die Möglichkeit, dass 
sie zu erneuter Straffälligkeit führte, und dies sollte durch Strafen 
verhindert werden. Folglich könne „der blosse Willen“, sofern er 
mit einer faktischen oder wahrscheinlichen Tat verbunden ist, „ein 
Gegenstand der peinlichen Gesezze werden“.46 

Eine freiheitlich-liberale Beschränkung des strafenden Staates war 
mit dieser Vorgabe schwer zu vereinbaren. Aber immerhin konnte 
der Staat beanspruchen, Delinquent*innen „auf den Weg der Tu-
gend“ zu führen, wie Kleinschrod47 trotz Bedenken und gewisser 
Einschränkungen bemerkte. Und wo die Freiheit zu handeln nicht 
gegeben war, wie bei Kindern und Jugendlichen oftmals der Fall, 
entfiel die Strafbarkeit oder die Strafe war in Abhängigkeit vom 
individuellen Entwicklungsstand zu mildern. Die „gewöhnliche 
Natur des jugendlichen Alters“48 beinhaltete Triebhaftigkeit und 
Leichtsinn, so dass die Strafbarkeit in diesem Fall reduziert sein 
konnte, wenn dies im Einzelfall je nach Umständen zutraf.49

Wie die Differenzen von reiner General- und von Spezialprävention 
zeigen, lag die Delinquenz Jugendlicher, idealtypisch zugespitzt, 
zwischen zwei Einseitigkeiten: Es konnte generalpräventiv von 
Problemen der Sozialisation und Erziehung abgesehen und Strafe 
aus der Strafe heraus für sich begründet werden, womit Jugend-
liche ggf. zwar nach ,modernen‘ Prinzipien der Rechtsstaatlichkeit, 
aber hart und unter Absehung von ihren individuellen Herausfor-
derungen bestraft wurden. Oder sie konnten als ,schlecht‘ erzo-
gene Personen in den Blick geraten und mit Strafmilderung rech-
nen, aber dies um den Preis eines Strafrechts, das nicht unbedingt 
einen Vorteil gegenüber der tradierten ,guten Policey‘ mit sich 
brachte. Dieses Spannungsfeld trat in den kriminalpolitischen und 
strafrechtstheoretischen Debatten deutlich zutage, auch wenn 
das Problem jugendlicher Delinquenz in diesen Debatten keinen 
prominenten Platz einnahm. Jugend war dann ein expliziter und 
wichtiger Fokus in der praktischen Weiterführung der abstrakten 
Strafdebatten, bspw. indem das Preußische Kultusministerium 
1825 eine Initiative startete, um Jugendkriminalität anzugehen 
(siehe Abschnitt 4), oder indem im Kontext von Debatten um eine 
Gefängnisreform die schon länger artikulierte Problematik drän-
gend wurde, wie man mit jungen Verurteilen verfahren sollte, für 
die ein Aufenthalt im Gefängnis angesichts ihrer altersbedingten 
Formbarkeit besonders negative Konsequenzen mit sich brachte.50 

3.2  Öffentliche Debatten

In den öffentlichen Diskussionen zu kriminalpolitischen Refor-
men am Ende des 18. Jahrhunderts kristallisierte sich heraus, dass 
Fragen der Erziehung ein wichtiger Fokus waren, um Kriminali-
tät zu begründen und auf sie zu antworten, wie eine Studie von 
Regula Ludi51 exemplarisch nachweist. Ludi analysierte u. a. die 
breite internationale Diskussion in Folge einer Preisfrage, die 1777 
von der Berner „Ökonomischen Gesellschaft“ formuliert worden 
war. Sie hatte zum Inhalt die Frage, wie kriminalpolitische Refor-
men, deren Notwendigkeit bereits vorausgesetzt und anerkannt 
war, realisiert werden konnten. Wie Ludi52 ausführt, fand die Preis-
frage breite „Aufmerksamkeit im gesamten deutschen und fran-
zösischen Sprachraum […]: mindestens 46 Teilnehmer sandten 

Beiträge ein.“ Nutz53 fasst die zentrale Perspektive und Forderung 
der Schriften folgendermaßen zusammen: „Oberster Zweck staat-
lichen Strafens war nicht mehr die Vergeltung, sondern die Verhü-
tung zukünftiger Übel“, was mit variierender Betonung der Straf-
zecke „der Abschreckung, der Sicherung der Gesellschaft und der 
Besserung des Verbrechers zu erreichen [sein sollte; d. A.]. Zumeist 
stand dabei der Zweck der Abschreckung im Vordergrund.“ Ludi54 
differenziert den Reformdiskurs der Einsendungen, indem sie die 
Schriften grob in drei Kategorien mit jeweils unterschiedlichen Im-
plikationen der Kriminalpolitik unterteilt: autoritäre bzw. repressive 
Forderungen, liberale Positionen sowie sozialkritische Haltungen. 
Bemerkenswert für den hier verfolgten Fokus auf Jugendkriminali-
tät ist, dass die Schriften trotz ihrer ausgeprägten Heterogenität in 
einem Punkt konvergierten: In Forderungen nach Erziehung und 
Bildung als wirksamen Mitteln gegen Delinquenz.55 Sie wurden in 

42	 �So trat im Bereich der Spezialprävention ein bis heute relevantes argumenta-
tives Problem auf, auf das Schmidt (1995, S. 227) hinweist. Wenn eine Tat die 
Freiheit voraussetzt, sich für oder gegen Rechtsverletzungen zu entscheiden, 
aber spezialpräventive Maßnahmen einen Täter in seinem Willen beeinflussen, 
dann wird diese Freiheitszuschreibung negiert. Indeterminismus (der Tat) und 
Determinismus (der Prävention) negieren sich wechselseitig.

43	 �Stübel, 1795/1993, S. 209.
44	 �Anhänger spezialpräventiv ausgerichteter Strafen wie Stübel wendeten sich 

später Feuerbach zu, um sich dann wieder zumindest partiell von ihm abzu-
wenden (Müller, 1984, S. 84 ff.).

45	 �Stübel, 1795/1993, S. 222.
46	 �Stübel, 1795/1993, S. 219. Auch Grolman insistierte im Konflikt mit Feuerbach 

auf der Beeinflussung des Willens von Tätern als Begründung von Strafen. Er 
suchte die Trennung von Moral und Recht aufrechtzuerhalten, bestand aller-
dings auf der rechtlichen Dimension eines Willens zu Handlungen; „denn was 
kann man sich denn wohl denken bey Gesetzen für die äußern Handlungen des 
Menschen, welche diese Handlungen bloß und nicht den Willen des Menschen, 
der diese Handlungen producirt, bestimmen sollten?“ (Grolman, 1800, S. 251). 
Strafen konnten also an diesem Willen ansetzen. Der Wille, nicht jedoch „der 
Grund dieser Willensbestimmung“ (Grolman, 1800, S. 254), war hierbei ent-
scheidend.

47	 �Kleinschrod, 1794/1993, S. 227.
48	 �Kleinschrod, 1794, S. 132.
49	 �Aus philosophischer Perspektive attestierte auch Wieland (1783, S. 368 f.) 

einem*einer Verbrecher*in, der*die insbesondere aufgrund einer problema-
tischen Erziehung keine sittliche Freiheit hatte erwerben können, ein relativ ge-
ringes Maß an Schuld. Junge Menschen, die gegen Gesetze verstießen, waren 
dennoch durch „nachdrückliche Züchtigungen“ zu belangen. Das Ziel war die 
Besserung der Delinquent*innen, und bei schwerwiegenden Rechtsverletzun-
gen konnte man Maßnahmen nicht den Eltern oder Erzieher*innen überlassen, 
da oftmals sie Schuld an dem Fehlverhalten der Kinder hatten.

50	 �Schauz, 2008, S. 99 f. Zur Diskussion in Preußen um 1800, ob Gefängnisse im 
Sinne von Großkanzler Goldbeck als Besserungsanstalten mit Fokus auf die 
Moral der Inhaftierten fungieren, oder aber im Sinne Arnims als Institutionen 
zur Schaffung arbeitsamer und ordnungsliebender Untertanen, jedoch ohne 
Anspruch auf moralische Besserung, fungieren sollten, im Detail Nutz (2001, 
S. 98 ff.). Goldbeck votierte für eine strikte Orientierung an der Moralität der 
Gefangenen bis hin zur Deportation der Unverbesserlichen (Nutz, 2001, 
S. 108 ff.). Notorisch im Sinne einer Einschränkung von Schutzrechten Delin-
quenter, z. T. mit der Legitimation ihrer Besserung, sind zudem die Preußischen 
Diebstahlsordnungen von 1799 (Nutz, 2001, S. 105 ff.; Schmidt, 1995, S. 253). 
Zum eingeschränkten spezialpräventiven Besserungsgedanken des Allgemei-
nen Preußischen Landrechts (ALR) demgegenüber Blasius (1998) sowie Naucke 
(1988, S. 242), der den strafrechtlichen Teil des ALR als „zweckmäßige rationale 
Kriminalpolitik in rechtsförmiger, verhältnismäßiger, möglichst humaner 
Weise“ beschreibt.

51	 �Ludi, 1999.
52	 �Ludi, 1999, S. 163.
53	 �Nutz, 1999, S. 41.
54	 �Ludi, 1999, S. 166.
55	 �Autoritär orientierte Vorschläge betonten „Moralisierung und Verhaltens-

kontrolle“, u. a. durch die Policey mit der Überwachung und Steuerung des 
Alltags (Ludi, 1999, S. 169); Kriminalprävention sollte durch die „Förderung von 
Sitten und Bildung erfolgen“, die damit in der Funktion der Stabilisierung der 
bestehenden Ordnung gesehen wurden. Liberal orientierte Abhandlungen be-
tonten stärker die Emanzipation von Bürger*innen und postulierten Momente 
einer umfassenderen Reform. Die „Förderung von Bildung, Literatur und Kunst“ 
(Ludi, 1999, S. 174) war Teil dieses Programms, ebenso die Intention, eine
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Abhängigkeit von der jeweiligen weltanschaulichen Einstellung 
unterschiedlich verstanden. Allerdings konnten sie als Konver-
genzpunkt fungieren, um Gemeinsamkeiten herzustellen oder zu-
mindest zu simulieren. Dass Globig und Huster, deren Insistieren 
auf Erziehung als „gewiß das beste Mittel“ zur Sittenverbesserung 
und Kriminalitätsvermeidung oben bereits genannt wurde, den 
Hauptpreis zugesprochen erhielten, fügt sich in dieses Bild ein. 

Am Beispiel der Berner Preisfrage zeigt sich deutlich, dass Forderun-
gen nach Erziehung zum etablierten Inventar der Reformdebatte 
gehörten. Dass Kriminalität oftmals durch Erziehungsverhältnisse 
bedingt war, war eine zu der Zeit allgemein anerkannte Erkennt-
nis, und es war konsequent, Erziehung bzw. Nach-Erziehung in 
den Reformprogrammen zu propagieren. Dass Erziehung in den 
einschlägigen Schriften höchst unterschiedlich verstanden wurde, 
wird ebenso deutlich. Erziehung konnte repressive ebenso wie 
emanzipative Züge annehmen; sie konnte in ein Programm der 
Konservierung oder der Revision sozialer Ungleichheiten integ-
riert werden usw.56 Erziehung war damit zwar nicht inhaltslos, da 
sie eine vorrangig soziale Ätiologie von Delinquenz beinhaltete, 
d. h. diese war vorrangig eine Frage ,schlechter‘ Einflüsse in der 
Biografie des*der Einzelnen. Zudem legte der Fokus auf Erziehung 
eine spezialpräventive Einwirkung mit dem Ziel der Besserung der 
Delinquent*innen nahe. Dennoch wurde sie derart unterschied-
lich gefasst, dass man von einer nahezu beliebig zu füllenden For-
mel sprechen kann, die einen Konsens eher simulierte als einlöste 
– eine Situation, die der gegenwärtigen Nutzung des Erziehungs-
begriffs nicht ganz unähnlich zu sein scheint.57

4.	 Jugendkriminalität als staatliches Problem

Im Nachgang der breiten Anerkennung, dass die Delinquenz jun-
ger Menschen Spezifika aufwies, war Jugendkriminalität in den 
1820er Jahren als gesellschaftliches Problem anerkannt, das nach 
Erziehung verlangte, so dass auch zentrale Institutionen des Staa-
tes Handlungsbedarf sahen. Als Maßnahme mit spezialpräventiver 
Stoßrichtung versuchte seit 1825 das Preußische Kultusministerium 
unter Karl vom Stein zum Altenstein, einen Überblick über die von 
jungen Menschen – vom Kultusministerium definiert im Regelfall 
als Personen bis zum 16. Lebensjahr; bei besonderen Umständen 
auch älter – verübten Verbrechen zu erlangen.58 Immerhin bis zum 
Jahr 1849 hatten die Preußischen Regierungsbezirke relativ um-
fangreiche Informationen über die von Jugendlichen begangenen 
Taten, deren Sanktionierung sowie über die jeweilige Person, ihre 
näheren Hintergründe und Erziehungsverhältnisse Auskunft zu 
geben. Ein Anliegen des Kultusministeriums war es nach dessen 
Bekunden, neben der Sammlung von Informationen Bewusstsein 
für die Besonderheiten der von Jugendlichen begangenen Ver-
brechen zu verbreiten und dafür Sorge zu tragen, dass sie bspw. 
in geeigneten Anstalten untergebracht werden konnten, die ihrer 
Erziehung förderlich waren.59 Es sollte bezüglich der Anstalten si-
chergestellt werden, dass „ihr Zweck wirklich erreicht und daß dazu 
die dienlichsten und wirksamsten Mittel angewendet werden“.60 
Jugendliche Delinquent*innen sollten im Einzelfall beurteilt, in ein 
förderliches Umfeld gebracht und danach behandelt werden, was 
„richtige Grundsätze der Erziehung hierüber an die Hand geben 
und sich in den hiernach notwendigen Schranken halten“.61 Delin-
quenz war für das Kultusministerium vorrangig eine Folge negati-
ver äußerer Einflüsse auf junge Menschen; sie sollte durch Nach-
Erziehung der „Jugend“ beantwortet werden, und zwar durch eine 
Form von Erziehung, die nicht religiös motivierte Unterwerfung, 

sondern Selbsttätigkeit förderte. Strafen sollten, wo dies möglich 
schien, reduziert werden und Anstalten zur Erziehung sollten tat-
sächliche Erziehungs- und keine Strafanstalten sein, was einem 
Kerngedanken von Altensteins erzieherischem Programm gegen 
Verwahrlosung und jugendliche Delinquenz entsprach.62

Auch im Preußischen Justizministerium wurde das Problem gese-
hen. Bereits kurz nach Inkrafttreten des Allgemeinen Preußischen 
Landrechts 1794 wurde dessen Reformbedarf angemeldet.63 
Schließlich nahm das Ministerium die Ausarbeitung eines eigen-
ständigen Strafrechts in Angriff. Eingeführt wurde das Preußische 
Strafgesetzbuch (PrStGB) im Jahr 1851, der erste Entwurf war 
bereits 1827 fertiggestellt worden, vorgelegt durch Kammer
gerichtsrat Bode. Die letztliche Bestimmung von Jugendkrimina-
lität im PrStGB von 1851 wurde weitgehend vom Französischen 
Code pénal von 1810 übernommen.64 Aufschlussreich ist die Be-
gründung des Entwurfs von 1827 durch Bode, wie mit jungen 
Delinquent*innen umgegangen werden sollte. In dem Entwurf 
wurde Strafunmündigkeit bis zum 10. Lebensjahr angesetzt, die 
Betreffenden sollten als policeyliche Maßregel der häuslichen Züch-
tigung überlassen werden. Milderung von Strafen wegen „Jugend“ 
sah der Gesetzesentwurf im Alter vom 10. bis zum 16. Lebensjahr 
vor, wobei gestuft zwischen 10. und 11. sowie zwischen 12. und 
16. Lebensjahr nochmals unterschieden wurde. Die Persönlichkeit 
des Jugendlichen, das Alter und die Umstände der Tat sollten ge-
nau berücksichtigt werden (§ 144 des Entwurfs von 1827). Zur Be-
gründung seiner Vorschläge schrieb Bode: 

	� moralisierende Form von Prävention als „disziplinierende Pädagogisierung der 
armen Bevölkerungsschichten“ (Ludi, 1999, S. 175) zu realisieren. Bildungsför-
derung in Kombination mit Reminiszenzen an die ,gute Policey‘ war hier, trotz 
des liberalen Widerspruchs gegen den umfassenden Anspruch der tradierten 
Policey und Versuchen, das Individuum als Rechtssubjekt zu schützen, nicht 
ausgeschlossen. Sozialkritische Positionen wiederum verfolgten soziale und 
rechtliche Ungleichheiten als Problem, das zu revidieren mit kriminalpoliti-
schen Reformen verwoben war. Dies konnte bedeuten, den Staat in die Pflicht 
zu nehmen, für Beschäftigung zu sorgen, um gegen Armut vorzugehen; dies 
sollte begleitet werden von Maßnahmen, Arme zu unterstützen, damit sie „zur 
Mündigkeit gelangen, Zugang zu Bildung und zu beruflichen Kenntnissen 
erhalten“; besondere Einrichtungen sollten sowohl der „Allgemeinbildung wie 
auch der Vermittlung der für das Erwerbsleben notwendigen Kenntnisse“ (Ludi, 
1999, S. 184) dienen, um der Kriminalisierung von Armut wirksam zu begegnen.

56	 �Sie konnte zudem mit unterschiedlicher Reichweite propagiert werden: Mor-
genbesser (1800, S. 43) führte aus, dass ein Verbrechen per se missbräuchlichen 
Freiheitsgebrauch vergegenwärtige, so dass „der Staat schuldig ist, jeden Men-
schen zum Gebrauch der Freyheit zu erziehen; so fällt der Verbrecher in den 
Erziehungszustand zurück, bis er gelernt hat von seiner Freyheit gesetzlichen 
Gebrauch zu machen.“ Verbrechen waren demnach ein Problem von Erziehung 
bzw., da Kinder und Jugendliche zwar erziehungsbedürftig waren, aber noch 
keine freiheitlich handlungsfähigen Subjekte, waren sie damit nicht gemeint 
(Schild, 1982, S. 37). Dem standen Zurückweisungen von spezialpräventiv 
wirkenden Strafen gegenüber, wie sie insbesondere aus Positionen wie der-
jenigen von Kant oder Hegel abgeleitet werden konnten. Einflussreich wurde 
Feuerbachs Straftheorie, wobei aus idealistisch-philosophischen Systemen 
auch spezialpräventive Besserungsforderungen gewonnen werden konnten 
(zu Krause in dieser Hinsicht Dierksmeier & Renzikowski, 2020).

57	 �Dollinger & Schabdach, 2013.
58	 �Blasius, 1967; Dollinger, 2022.
59	 �Es sei erwähnt, dass 1825 in Preußen durch einen Verein die erste Anstalt 

gegründet worden war, die speziell der Erziehung jugendlicher Delinquenter 
dienen sollte (im Näheren Dollinger, 2022; Schüttpelz, 1936). 

60	 �Niedergesäs, 1847, S. 173 (Reskript vom 02.10.1826).
61	 �Niedergesäs, 1847, S. 174 (Reskript vom 02.10.1826).
62	 �Kuhl, 1924.
63	 �Blasius, 1998; Naucke, 1988.
64	 �Brandt, 2002. Dies bedeutet, dass junge Delinquent*innen bis zum 16. Lebens-

jahr im Einzelfall daraufhin untersucht werden sollten, ob sie sog. „Unter-
scheidungsvermögen“ besaßen. Mit dieser Regelung hatten sich rheinische 
Positionen durchgesetzt, in denen der Code pénal noch in Kraft gewesen war.
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„Sehr erfreulich würde es mir gewesen seyn, wenn ich nach Art des 
Code pénal, bei den jugendlichen Verbrechern, statt der sonst gesetz-
lichen Gefängniß-, Zuchthausstrafe etc., überall nur Einsperrung in ein 
Beßrungshaus hätte vorschreiben können, worunter doch wohl eine 
Anstalt zu verstehen ist, die ausschließlich für dergleichen jugendliche 
Verbrecher bestimmt, und auf deren Zucht und Erziehung vorzugs-
weise berechnet ist. [...]. In den alten Provinzen fehlt es mit wenigen 
Ausnahmen an dergleichen Instituten noch größtentheils, doch hat 
sich in den neueren Zeiten die Aufmerksamkeit der Regierung auch 
auf diesen höchst wichtigen Gegenstand gewandt“. 65

Offenkundig mit Bedauern konzedierte Bode, dass er sich mit 
dieser Haltung, bei jugendlichen Delinquent*innen die Unter-
bringung in besonderen Anstalten zu ihrer „Zucht und Erziehung“ 
vorzusehen, nicht durchsetzen konnte. Es fehlten aus seiner Sicht 
schlicht die erforderlichen Anstalten, die zu fördern auch die Inten-
tion des Kultusministeriums gewesen war, so dass man von einer 
gemeinsamen Intention der Ministerien sprechen kann, jugend-
liche Verbrecher*innen zu erziehen bzw. zu bessern im Dienste 
einer Milderung der ansonsten drohenden Strafen. Insofern dies 
aus praktischen Gründen schwierig war, forderte Bode nachdrück-
lich, Jugendliche in Gefängnisse von anderen Personen zu sepa-
rieren und bei ihnen „für wirkliche Besserung“ zu sorgen, da sie 
für „Verführung und Verschlechterung durch Andere“ sehr emp-
fänglich seien.66 Die Kriminalität Jugendlicher wies gemäß dieser 
Haltungen Besonderheiten gegenüber der von Erwachsenen auf; 
sie forderte spezifische Maßnahmen, die insbesondere Erziehung 
beinhalten sollten, und es galt den Spezifika junger Menschen ge-
recht zu werden.

5.	 Fazit

Entstehung und Einführung des Jugendgerichtsgesetzes gelten 
als ein Meilenstein im Umgang mit Delinquenz. Jedoch gehen ihm 
längerfristige Entwicklungen und Debatten voraus, die dieses Ge-
setz erst möglich machten. Insbesondere in der Zeit um 1800 wur-
den kriminelle junge Menschen als gesellschaftliches, strafrecht-
liches und – wie Maßnahmen der Policey und auf ministerieller 
Ebene zeigen – als politisch handlungsrelevantes Problem wahr-
genommen. Im Zuge der Diskussion um Spezial- und Generalprä-
vention sowie der Trennung von Moral und Recht festigte sich das 
Verständnis eines besonderen Umgangs mit jungen Menschen, 
speziell mit Blick auf deren – im Einzelnen sehr unterschiedlich 
verstandene – Erziehung. Somit wurden junge Menschen deutlich 
vor dem JGG als spezifische Gruppe in den Debatten um ,richtiges‘ 
Strafen bedeutsam, auch wenn zunächst noch kein eigenständi-
ges Jugendstrafrecht vorgelegt wurde. 

Dies ist auch deshalb relevant, da mit dem Fokus auf junge De-
linquent*innen Punkte assoziiert sind, die bis heute kontrovers 
behandelt werden, allen voran die Frage, wie auf strafrechtlicher 
Grundlage mit Menschen verfahren werden darf, die nicht vollstän-
dig als einsichtsfähig in ihr Handeln und dessen Folgen betrachtet 
werden. Kann und darf der strafende Staat hier in die Persönlich-
keit eingreifen? Was bedeutet es, in diesem Kontext Erziehung zu 
fordern? Welche Interessen und Vorannahmen kommen zur Gel-
tung, wenn dies gefordert wird? Und welche Folgen hat dies für 
die Betroffenen? Diese und weitere Fragen können nicht einfach 
gelöst werden, sondern sie bedürfen der permanenten Reflektion. 
Historisches Wissen ist hierzu unabdingbar, und es scheint, als 
wäre bislang in der Forschung ein Zeitraum von nahezu 100 Jahren 

zu wenig bedacht worden, um sich mit diesen Fragen fundiert zu 
befassen. Es ließe sich somit zuspitzen, dass derzeit nicht nur ein 
100-jähriges Jubiläum des JGG zu begehen ist, sondern ergänzend 
eine ca. 200 Jahre zurückreichende Debatte zu Jugendkriminalität 
in Rechnung zu stellen ist.67
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